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A N T W O R T 
 

zu der  
 

Anfrage des Abgeordneten Karl-Josef Jochem (FDP) 
 
 

Betr.:  Geschwindigkeitsüberwachung auf saarländischen Straßen 
 
 

Vorbemerkung des Fragestellers: 
 
„Anlässlich der Vorstellung der Polizeilichen Ver-
kehrsunfallstatistik 2004 Saarland kündigte die 
saarländische Innenministerin an, der Kontroll-
druck gegen Raser werde weiter erhöht. Es wür-
den weitere mobile Tempomessgeräte ange-
schafft.“ 
 
Welche statistischen Erkenntnisse hat die Landes-
regierung über die Auswirkungen der Warnungen 
von Radiosendern vor Geschwindigkeitskontrol-
len? 

 
Inwieweit misst die Landesregierung diesen War-
nungen eine präventive Wirkung zu, insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass die Vollzugspolizei 
selbst Geschwindigkeitskontrollen ankündigt? 

 
Zu den Fragen 1 und 2: 
 
Empirische Untersuchungen – nicht statistische Erhebungen – belegen, dass die Kraft-
fahrzeugführer, die sich vorsätzlich und rücksichtslos über Geschwindigkeitsregelun-
gen hinwegsetzen und dabei oftmals auch andere Verkehrsteilnehmer konkret gefähr-
den, sich grundsätzlich nur im unmittelbaren Bereich bekannter Messstellen (einige 
100 Meter davor und dahinter) verkehrsgerecht verhalten. Durch die sog. Blitzermel-
dungen werden diese aktuell und punktgenau informiert, zu welcher Zeit und an wel-
chem Ort sie sich angepasst verhalten müssen. Insoweit wird das Entdeckungsrisiko 
gerade von diesen Verkehrsteilnehmern, denen das Hauptaugenmerk der Polizei gilt, 
deutlich erschwert. 
 
 
Ausgegeben: 24.05.2005 (04.04.2005) 
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Die Ankündigung von Geschwindigkeitskontrollen durch die Vollzugspolizei über die 
Hörfunk- und Printmedien unterscheidet sich grundlegend von den sog. Blitzermeldun-
gen. Die Polizei kündigt bereits seit 1. August 1998 täglich ihre Kontrollmaßnahmen 
an. Sie verzichtet dabei allerdings bewusst auf punktgenaue Angaben zu den Kontroll-
zeiten und den Kontrollörtlichkeiten, sondern beschränkt sich auf die Angabe des Ta-
ges und die Ortsangabe im weiteren Sinne (z.B. Bundesautobahn, Bundes- oder 
Landstraße zwischen Stadt x und Gemeinde y). Sie weist darüber hinaus darauf hin, 
dass Kontrollen am gleichen Tag auch an anderen, nicht veröffentlichten Orten statt-
finden können und richtet an die Verkehrsteilnehmer den Appell, die Geschwindigkeit 
den Vorgaben und der Verkehrssituation anzupassen. Weiterhin erfolgt der Hinweis, 
dass es sich bei den angekündigten Messstellen um Unfallbrennpunkte handelt, die 
nach Unfallhäufigkeit, Unfallfolgen und Unfallursachen ausgewählt werden. 
 
In dieser Form der Ankündigung wird – im Gegensatz zu den sog. Blitzermeldungen - 
eine generalpräventive Wirkung gesehen. Es erfolgt eine permanente Bewusstseins-
schärfung der Verkehrsteilnehmer zur Beachtung der Geschwindigkeitsregelungen. 
Das Entdeckungsrisiko bleibt grundsätzlich hoch und nach Einschätzung der Polizei 
wird dadurch flächendeckend das normentreue Verhalten im Sinne der Verkehrssi-
cherheit gefördert. Nicht zuletzt wird die Maßnahme als ergänzendes sinnvolles In-
strument zur Vermeidung geschwindigkeitsverursachter Verkehrsunfälle bewertet. 
 
Wenngleich die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) in einer Forschung u.a. zu 
dem Ergebnis gelangt, dass der polizeilichen Verkehrsüberwachungstätigkeit vor allem 
dann eine generalpräventive Wirkung zuzusprechen ist, wenn die Verkehrsteilnehmer 
nicht wissen, wann und wo sie mit Kontrollen rechnen müssen und insoweit nach Mög-
lichkeit auf die Ankündigung verzichtet werden soll, vertreten europäische Verkehrssi-
cherheitsexperten in einer Studie eine gegenteilige Auffassung.1 Danach sei es allge-
mein anerkannt, dass die Wahrnehmung der Kontrollaktivität durch den Autofahrer 
wichtiger sei, als das tatsächliche Ausmaß der Kontrollen. Hieraus sei abzuleiten, dass 
Kontrollen dann am effektivsten seien, wenn sie unübersehbar und groß angekündigt 
werden. Allerdings wird nicht für eine zeitlich und örtlich konkrete Bekanntgabe von 
Kontrollen plädiert. 
 

Nach welchen Kriterien wählt die Vollzugspolizei 
Standorte für Geschwindigkeitskontrollen aus? 

 
Wo sieht die Landesregierung in räumlicher und 
zeitlicher Hinsicht die Unfallschwerpunkte auf 
saarländischen Straßen? 

 
Zu den Fragen 3 und 4: 
 
Die Verkehrsüberwachung der Polizei findet nach Maßgabe der Verkehrsunfallkom-
missionen schwerpunktmäßig an Unfallhäufungen im Straßenraum statt. Im Jahr 2004 
hat die Polizei 70 % ihrer Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen an den von den 
Verkehrsunfallkommissionen analysierten Unfallschwerpunkten durchgeführt; darüber 
hinaus 30 % nach Bürgerbeschwerden, aufgrund von Ersuchen der Kommunen, zur 
Erstellung von Geschwindigkeitsprofilen sowie aufgrund eigener Verkehrsbeobachtun-
gen. 

                                                      
1 SARTRE-Gruppe (Social Attitudes to Road Traffic Risk in Europe), Mehr Sicherheit für unsere 
Fahrer und Straßen – Ausgewählte Ergebnisse einer europäischen Umfrage, November 2004 
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Übersichten über die Unfallschwerpunkte mit schweren Verkehrsunfällen (Getötete 
und Schwerverletzte) der Jahre 1999 bis 2001 und 2002 bis 2004 sind als Anlage 1 
beigefügt. 
 
Unfälle verteilen sich nicht zufällig im Straßenraum, sondern konzentrieren sich zu 
einem großen Teil an Unfallhäufungen. Sie sind auch nicht ausschließlich die Folge 
von menschlichen Fehlern, sondern häufig auf mitwirkende Einflüsse der Örtlichkeit 
zurückzuführen. 
 
Um unfallauffällige Bereiche im Straßenraum zu erkennen, werden bei der Landespoli-
zeidirektion „Unfalltypen-Steckkarten" für den Zeitraum von einem Jahr („Einjahreskar-
ten“ aller polizeilich erfassten Unfälle) und drei Jahren („Dreijahreskarten“ der schwe-
ren Unfälle) geführt, die ständig aktualisiert werden.  
 
Hierbei werden auf topografischen Karten Unfälle mit farblichen Stecknadeln nach 
Typen (verkehrliche Situation vor dem Unfall, z.B. Fahrunfall, Abbiegeunfall, Über-
schreitens-Unfall) und mit unterschiedlicher Größe nach der Schwere dargestellt. 
 
In einer näheren Untersuchung wird analysiert, warum sich die Unfälle gerade an die-
ser Stelle oder in diesem Bereich des Straßennetzes ereignen. Dazu wird geprüft, wel-
che Besonderheiten des Straßenraumes, der Verkehrsregelung und des Verkehrsteil-
nehmerverhaltens die Entstehung dieser Unfälle möglicherweise begünstigt haben. 
Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse beschließen Straßenverkehrsbehörde, Polizei 
und Straßenbaubehörde in sogenannten Verkehrsunfallkommissionen im Land zielge-
richtet geeignete und angemessene Maßnahmen der Sicherung und Ordnung des 
Verkehrs nach der Straßenverkehrs-Ordnung, des Straßenbaus, der Verkehrstechnik 
und der Überwachung. 
 
Ziel dieser von Innen- und Wirtschaftsministerium gegründeten Verkehrsunfallkommis-
sionen ist, insbesondere die Zahl der schweren Unfälle abzusenken. 
 
Auf Landesebene ist dies die Verkehrsunfallkommission Saarland, die Ende 2002 als 
zentrales Controlling-Organ für Verkehrsunfälle mit schwerem Personenschaden und 
gleichzeitig Verkehrsunfallkommission für Unfallhäufungen auf den Bundesautobahnen 
im Land ihre Arbeit aufnahm. 
 
Für das übrige Straßennetz wurden Anfang 2003 neun örtliche Verkehrsunfallkommis-
sionen bei den Landkreisen, dem Stadtverband Saarbrücken, der Landeshauptstadt 
Saarbrücken sowie den Mittelstädten St. Ingbert und Völklingen gegründet, die nach 
Ausbildung Mitte des Jahres 2003 ihre Arbeit aufgenommen haben. 
 

Wie verteilen sich die Geschwindigkeitskontrollen 
prozentual auf Bundesautobahnen und sonstige 
Straßen? 

 
Zu Frage 5: 
 
Im Zeitraum 2002 bis 2004 haben sich die vollzugspolizeilichen Geschwindigkeits-
überwachungsmaßnahmen im saarländischen Straßennetz wie folgt dargestellt, wobei 
es sich jeweils um Anhaltswerte handelt.  
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Jahr Bundesautobahnen Sonstige Straßen 
2002 ca. 20 % ca. 80 % 

2003 ca. 33 % ca. 67 % 

2004 ca. 45 % ca. 55 % 
 

Mit welcher Intensität werden die Geschwindig-
keitskontrollen zu bestimmten Tageszeiten und zu 
bestimmten Jahreszeiten durchgeführt? 

 
Zu Frage 6: 
 
Die Geschwindigkeitskontrollen richten sich nach den von den Verkehrsunfallkommis-
sionen analysierten unfallrelevanten Zeiten, die sich aus der Unfallanalyse der Lan-
despolizeidirektion (Unfalllisten) ergeben. 
 

Von welchen Statistiken und Erfahrungswerten 
lässt sich die Vollzugspolizei bei der Auswahl der 
Standorte und des Zeitpunkts für Geschwindig-
keitskontrollen leiten? 

 
Zu Frage 7: 
 
Die Örtlichkeiten und die Zeiten polizeilicher Geschwindigkeitskontrollen werden u.a. 
unter Berücksichtigung folgender Erkenntnisquellen festgelegt: 
 
- Verkehrsunfall-Lagebild, 
- Unfalltypensteckkarten der Landespolizeidirektion (als „Einjahreskarten“ für 

alle polizeilich erfassten Verkehrsunfälle sowie als „Dreijahreskarten“ für Ver-
kehrsunfälle mit schweren Personenschäden), 

- von den Verkehrsunfallkommissionen veranlasste Therapiemaßnahmen, 
- Beschwerden von Bürgern oder Hinweise von Kommunen, 
- eigene oder kommunale Geschwindigkeitsprofilmessungen, 
- Planungsdaten zu kommunalen Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen. 
 

Wie werden die Erfolge von Geschwindigkeitskon-
trollen statistisch ausgewertet und inwieweit lässt 
sich dadurch der Erfolg von Geschwindigkeitskon-
trollen auf saarländischen Straßen nachweisen, 
zum einen insgesamt durch den Rückgang der 
Zahl der Verkehrsunfälle bzw. der Zahl der Ver-
letzten und Getöteten, zum anderen durch den 
Rückgang der Unfallzahlen gerade an Standorten, 
an denen bevorzugt Geschwindigkeitskontrollen 
durchgeführt werden? 

 
Zu Frage 8: 
 
Wirksamkeitsuntersuchungen erfolgen insbesondere durch Vorher/Nachher-
Vergleiche von Unfallzahlen und Unfalldiagrammen. 
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Die Landespolizeidirektion berichtet daher in jeder Sitzung der Verkehrsunfallkommis-
sionen über die jeweils aktuelle Unfallentwicklung an den Unfallhäufungen. Die Unfall-
entwicklung – vor Umsetzung und nach Umsetzung der Maßnahmen – wird in einem 
Controllingblatt zu der jeweiligen Unfallhäufung eingetragen. Der Betrachtungszeit-
raum für die Maßnahmenwirkung umfasst dabei mehrere Jahre, entspricht jedoch 
mindestens der jeweiligen Jahreskarte. 
 
Die Befolgungsquoten bei Verkehrsbeschränkungen werden im Betrachtungszeitraum 
ständig überprüft. 
 
Ein Vergleich aller 22 Unfallschwerpunkte auf saarländischen Straßen aus den Jahren 
1999 bis 2001 mit den Unfällen der Jahre 2002 bis 2004 ergab, dass sich im „Nachher-
Zeitraum“ deutlich weniger schwere Unfälle ereignet haben. Die Anzahl der Getöteten 
ging von 14 auf 3, die der Schwerverletzten von 133 auf 21 zurück.  
Dies ist auf die von den Verkehrsunfallkommissionen beschlossenen und von der Poli-
zei an den Unfallschwerpunkten durchgeführten Überwachungsmaßnahmen zurückzu-
führen. 
 

Welche Kosten verursachen die Geschwindig-
keitskontrollen durch die Vollzugspolizei pro Jahr? 

 
Zu Frage 9: 
 
Nach dem Saarländischen Polizeigesetz ist die Vollzugspolizei sachlich u.a. zuständig 
für die Verkehrsüberwachung. Die Wahrnehmung der Aufgabe ist schwerpunktmäßig 
der landesweit zuständigen Verkehrspolizeiinspektion (VPI) der Landespolizeidirektion 
übertragen. Die VPI ist zur Aufgabenwahrnehmung mit zurzeit 135 Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamten bedarfsorientiert, sachgerecht und im Verhältnis 
zu anderen Dienststellen der Polizei ausgewogen  personalisiert. Davon sind rund 
30 % wechselweise im Rahmen ihrer Verkehrssicherheitsarbeit zur Durchführung von 
Geschwindigkeitskontrollen eingesetzt, überwiegend Beamte der Besoldungsgruppe 
A 9. Die Anzahl der Einsatzkräfte der VPI und der Einsatz der entsprechenden Ver-
kehrstechnik sind dabei letztlich abhängig vom Anlass und von der Art der Geschwin-
digkeitskontrolle (z.B. Kontrolle mit oder ohne Anhalteposten). Geschwindigkeitskon-
trollen werden zudem u.a. auch zusammen mit den Polizeibezirksinspektionen bzw. 
Polizeiinspektionen der Landespolizeidirektion durchgeführt. 
 
Eine Kostenberechnung (Personal- und Sachkosten) von Geschwindigkeitskontrollen 
liegt nicht vor und wäre, insbesondere retrograd, vor dem oben genannten Hintergrund 
zielgenau kaum möglich und auch nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand zu leisten. 
Neben der Anzahl der Einsätze und der Einsatzkräfte, ihres jeweiligen Besoldungsam-
tes sowie der Dauer der Maßnahmen wären u.a. zu berücksichtigen: 
 
- Kosten der Verkehrstechnik und Trägerfahrzeuge,  
- Kosten für Betrieb, Wartung, Reparatur und Eichungen,  
- Schulung und Fortbildung des Bedienpersonals, 
- Personal- und Sachkosten der zentralen Auswerte- und Eingabestelle. 
- Kosten, die bei Polizei und anderen Ermittlungsbehörden (z.B. Staatsanwalt-

schaft, Bußgeldbehörden und Gerichten) für die Ermittlung der verantwortlichen 
Fahrzeugführer anfallen. 
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Welche Einnahmen werden durch die Geschwin-
digkeitskontrollen der Vollzugspolizei pro Jahr er-
zielt? 

 
Zu Frage 10: 
 
Aus Geschwindigkeitskontrollen der Vollzugspolizei haben die Landkreise Saarlouis, 
Merzig, St. Wendel, Saarpfalz-Kreis, die Landeshauptstadt Saarbrücken, der Stadtver-
band Saarbrücken und die Mittelstadt St. Ingbert im Jahr 2004 insgesamt 
1.412.370,00 € an Verwarnungs- oder Bußgeldern eingenommen. 
 
Die Mittelstadt Völklingen kann derzeit keine Angaben über diese Einnahmen machen, 
da die festgesetzten Geldbußen aus den Geschwindigkeitsanzeigen der Polizei und 
der Ortspolizeibehörde mit allen anderen Geldbußen der Bußgeldbehörde erfasst und 
vereinnahmt werden. 
 
Durch die Erhebung von Barverwarnungen der Polizei sind im Jahr 2004 302.000 € 
dem Landeshaushalt zugeführt worden. Es liegen allerdings keine Aufzeichnungen 
über den Anteil des Betrages vor, der dabei auf Barverwarnungen durch die Polizei 
wegen Sanktionierung von Geschwindigkeitsverstößen entfällt. Generell werden bei 
der Polizei keine Statistiken mit Kennzahlen über die Einnahmen aus Verkehrsüber-
wachungsmaßnahmen geführt. Ziel der Verkehrsüberwachung ist die Gewährleistung 
und die Optimierung der Verkehrssicherheit und nicht die Optimierung der Einnahmen. 
 

Die Verkehrsunfallstatistik nennt „Geschwindigkeit“ als eine 
Ursache für Verkehrsunfälle mit Personenschäden. 
 

a) Wer bestimmt in den Fällen, die mit der Unfallursache „Ge-
schwindigkeit“ statistisch erfasst werden, ob eine Über-
schreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit bzw. nicht 
angepasste Geschwindigkeit vorliegt, und zu welchem Zeit-
punkt geschieht dies? 

 
Zu Frage 11 a): 
 
Die Festlegung, ob ein Überschreiten der zulässigen (absoluten) oder angepassten 
(relativen) Höchstgeschwindigkeit unfallursächlich war, trifft der sachbearbeitende 
Polizeivollzugsbeamte zum Zeitpunkt eigener Feststellungen vor Ort oder nach Anga-
ben von Zeugen bei Protokollaufnahme eines Verkehrsunfalls. 
 

b) Mit welchen Methoden wird in diesen Fällen die Überschrei-
tung bzw. Nichtangepasstheit der Geschwindigkeit ermittelt? 

 
Zu Frage 11 b: 
 
Die Ermittlungen zu der zum Unfallzeitpunkt gefahrenen Geschwindigkeit erfolgen 
durch Polizeivollzugsbeamte oder durch von der Staatsanwaltschaft beauftragte Kraft-
fahrzeug-Sachverständige auf Grund der an der Unfallörtlichkeit getroffenen Feststel-
lungen zum objektiven (vorhandene Spuren an Fahrzeugen oder auf der Fahrbahn) 
und / oder subjektiven Befund (Aussage des Betroffenen oder von Zeugen) auf Grund 
empirischen Erfahrungswissens bzw. wissenschaftlicher Methoden. 
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c) In wie viel Prozent der in die Statistik unter 

dem Begriff „Geschwindigkeit“ eingegangenen 
Fälle lag eine Überschreitung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit, in wie viel Prozent 
nicht angepasste Geschwindigkeit vor? 

 
Zu Frage 11 c): 
 
Nach Auswertung der Verkehrsunfallstatistik (Quelle: EDV- Lagebild Landeskriminal-
amt – Dezernat 21) verteilen sich die Unfallursachen nicht angepasste Geschwindig-
keit „mit gleichzeitigem Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit“ (Nr. 12 
laut Ursachenverzeichnis) bzw. „in anderen Fällen“ (Nr. 13 laut Ursachenverzeichnis) 
wie folgt:  
 

 2002 2003 2004 

Verkehrsunfälle gesamt 14.883 14.827 15.360 
hiervon nicht angepasste Geschwindigkeit als 
unfallursächlich polizeilich festgestellt 

1.242 1.294 1.430 

auf Unfallursache Nr. 12 entfielen 157 169 187 
auf Unfallursache Nr. 13 entfielen 1.085 1.125 1.243 
 
Nicht angepasste oder überhöhte Geschwindigkeit wird oftmals von einer festgestell-
ten  Ursache (z.B. Fehler beim Überholen, ungenügender Sicherheitsabstand, Nicht-
beachten der Vorfahrt) überlagert. Daher besteht ähnlich wie bei Alkohol und Drogen 
im Straßenverkehr auch hinsichtlich des Erkennens der Hauptunfallursache Ge-
schwindigkeit im Rahmen der polizeilichen Verkehrsunfallaufnahme ein erhebliches 
statistisches Dunkelfeld. 
 

d) Inwieweit ist es möglich, durch Geschwindigkeits-
kontrollen eine nicht angepasste Geschwindigkeit 
zu kontrollieren? 

 
Zu Frage 11 d): 
 
Die Vollzugspolizei hat lediglich die technischen Möglichkeiten, Verstöße gegen die 
zulässige (absolute) Höchstgeschwindigkeit zu messen. 
 

e) Inwieweit werden bei der Einstufung eines unter 
„Geschwindigkeit“ in der Statistik geführten Unfalls 
auch nachträglich – zum Beispiel im Rahmen eines 
Gerichtsverfahrens – gewonnene Erkenntnisse ge-
nutzt, um eine fälschliche Einstufung als durch die 
Geschwindigkeit bedingter Unfall zu korrigieren? 

 
Zu Frage 11 e): 
 
Nach Ermittlung bzw. Festlegung der Unfallursache durch den sachbearbeitenden 
Polizeivollzugsbeamten und Übersendung der Akte an die Staatsanwaltschaft oder 
Bußgeldbehörde erhält die Polizei grundsätzlich keine Rückmeldung zum Ausgang 
des Verfahrens bezüglich der Unfallursache. 



Drucksache 13/386 (13/282) Landtag des Saarlandes - 13. Wahlperiode - 

- 8 - 

 
f) Wie hoch fällt in den unter „Geschwindigkeit“ 

gefassten Fällen die durchschnittliche Über-
schreitung der zugelassenen/angepassten 
Geschwindigkeit aus? 

 
Zu Frage 11 f): 
 
Eine statistische Auswertung dazu liegt nicht vor. 
 

g) Wie wird bei der Erstellung der Statistik ver-
fahren, wenn mehrere Ursachen bei der Un-
fallverursachung zusammentreffen, beispiels-
weise Geschwindigkeit/Abstand, Geschwin-
digkeit/Alkohol? 

 
h) In wie viel Prozent der Fälle, in denen die Sta-

tistik „Geschwindigkeit“ als Unfallursache 
ausweist, lag eine weitere Ursache vor, und 
welche statistischen Erkenntnisse liegen der 
Landesregierung darüber vor, welche Ursa-
chen mit welcher Häufigkeit mit der Ursache 
„Geschwindigkeit“ zusammentreffen? 

 
Zu den Fragen 11 g) und 11 h): 
 
Falls der sachbearbeitende Polizeivollzugsbeamte mehrere Unfallursachen festgestellt 
hat, werden diese auch in der schriftlichen Verkehrsunfallanzeige aufgenommen, wo-
bei die nach Einschätzung der unfallaufnehmenden Beamten vorliegende Hauptun-
fallursache an erster Stelle aufgeführt wird. Bei der rechnergestützten Eingabe zu 
Zwecken der Verkehrsunfallstatistik ist es möglich, zu den beiden zuerst erwähnten 
Unfallbeteiligten jeweils bis zu drei weitere Unfallursachen zu erfassen.  
Für die Erstellung der Verkehrsunfallstatistik wird jedoch nur die Hauptunfallursache 
herangezogen. 
 

i) Welche verschiedenen Unfallursachen – ins-
besondere „allgemeine Unachtsamkeit“ – 
kennt die Verkehrsunfallstatistik im Einzel-
nen? 

 
Zu Frage 11 i): 
 
Es wird dazu auf das in Anlage 2 beigefügte Unfallursachenverzeichnis des statisti-
schen Landesamtes verwiesen. 
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          Anlage 1 
 

Auswertung der 3 Jahreskarte  
(Schwerer Personenschaden)  

der Jahre 1999 - 2001 

Örtlichkeit 
Anzahl der 

schweren Ver-
kehrsunfälle  

Auffälligkeiten in  
zeitlicher Hinsicht 

BAB 8, Anschlussstelle Nalbach, in 
Richtung Luxemburg 

 4  
 

Wochentag: Sonntag 

L 177, Mettlach-Orscholz, (Gemar-
kung: Weiße Mark) 

8  Wochentag: Mittwoch 
Monat: November - Dezember 

L 108, Ensheim-Sengscheid, (Staffel) 4 Monat: Juli - September 
L 176, Mettlach, zwischen Mettlach 
und Weiten 

5 Wochentag Samstag-Sonntag 
Monat: August - September 

L 157, Losheim-Mitlosheim, zwischen 
Mitlosheim-Rappweiler 

5 Wochentag: Dienstag 
Monat: September - Oktober 

B 51, Kleinblittersdorf, Ortsteil Rilchin-
gen-Hanweiler 

13 Wochentag: Mittwoch 
Monat: Dezember - April 

L 171, Rehlingen-Siersburg 
 

9 Wochentag: Sonntag 
Monat: März – Juni 

L 112, Eppelborn-Dirmingen, Orts-
durchfahrt Dirmingen 

10 Wochentag: Donnerstag 
Monat: Januar 

BAB 8, Neunkirchen-Heinitz, „Spieser 
Loch“ 

7  
Monat: Januar - April 

B 268, Heusweiler 
 

7 Wochentag: Dienstag 
Monat: Dezember - Januar 

BAB 1, Tholey-Hasborn 
 

5  
Monat: Januar - April 

B 51 - L 253, Kleinblittersdorf 
 

8 Wochentag: Freitag 
Monat: November - Februar 

B 51 – L 140 Saarbrücker Straße – 
Kreisstraße, Bous 

4 Monat: November - Januar 

BAB 620, Saarbrücken, in Höhe Mes-
segelände 

4 Wochentag: Samstag - Sonntag 
 

L 149 – L 366, Wadern 
 

4 Wochentag: Montag 
Monat: Juli – Oktober 

B 269 – L 351, Wallerfangen 
 

4 Wochentag: Samstag 
Monat: Juni - Oktober 

L 253 - Grenzübergang, Kleinblitters-
dorf 

4 Wochentag: Samstag - Sonntag 
Monat: Juli - August 

L 256 zwischen Quierschied und Dud-
weiler 

4 Wochentag: Donnerstag 
Monat: September - November 

Kreuzungsbereich L 115 Industrie-
ring, Neunkirchen-Wellesweiler 

3 Wochentag: Freitag 
Monat: Juni – August 

L 170 zwischen Wallerfangen und Dil-
lingen 

3 Wochentag: Samstag - Sonntag 
Monat: Mai – Juli 

L 147 - L 329, Nonnweiler-Kastel,  
 

3 Wochentag: Freitag  

Kreuzungsbereich L 266 – L 265, Illin-
gen 

3 Wochentag: Sonntag 
Monat: Mai - Juli 
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Örtlichkeit 
Anzahl der 
schweren 
Verkehrs-

unfälle 

Auffälligkeiten in  
zeitlicher Hinsicht 

B 406, zwischen Perl-Sinz und 
"Potsdamer Platz" 

4 Wochentag: Samstag/Sonntag 
Monat: Mai - August 

L 157, zwischen Losheim und Los-
heim-Mitlosheim 

3 Wochentag:  
Samstag/Sonntag/Montag 

L 156, Ortsdurchfahrt von Beckin-
gen-Haustadt 

3 keine  
 

L 292, Ortsdurchfahrt von Schiff-
weiler 

4 Wochentag: Sonntag 
Monat: Juni - September 

B 10, Bubach-Calmesweiler (Ill-
talstrasse) 

4 Monat: Februar - Mai 

B 419, zwischen Perl-Besch und 
Perl-Nennig 

6 Wochentag:  
Freitag/Samstag/Sonntag 
Monat: Juli - Oktober 

L 271, Ortsdurchfahrt von Wadgas-
sen-Schaffhausen 

6 Wochentag: Samstag / Sonntag 
Monat: Juni - August 

L 122, Freisen-Oberkirchen 
 

5 Wochentag: Montag / Mittwoch 
Monat: April - Mai 

L 170/L 355,Ortsdurchfahrt von 
Wallerfangen 

5 Wochentag: Donnerstag 
Monat: Januar – Februar 
Juni-Juli-August 

B 405, Ittersdorf (innerhalb ge-
schlossener Ortschaft und außer-
halb geschlossener Ortschaft) 

6 Wochentag: Sonntag  
 

L 157, zwischen Mitlosheim und 
Rappweiler 

4 Wochentag:  
Freitag/Samstag/Sonntag 
Monat: Juni - September 

B 51 (alt), Ortsdurchfahrt von Ens-
dorf (Provinzialstrasse) 

12 Wochentag: Freitag / Samstag  
Monat: Mai 

B 51, Ortsdurchfahrt von Bous 
(Saarbrücker Strasse) 

3 Wochentag: Montag 
 

B 10, Ortsdurchfahrt von Eppelborn 
(Dirminger Strasse) 

4 Wochentag: Dienstag 
Monat: Dezember - März 

L 152, Wadern-Nunkirchen  5 Wochentag: Samstag 
Monat: August - September 

Schmelz, Kreuzung Saarbrücker, 
Hüttersdorfer, Trierer Strasse 

4 Wochentag: Samstag / Sonntag 
 

B 423, Blieskastel 4 Wochentag: Montag 
Monat: August  

L 126 – L 250, Sulzbach-Neuweiler 4 Wochentag: Dienstag 
Monat: Februar - Juli 

Saarbrücken-Malstatt, Camphauser 
Strasse 

3  

A 620, Saarbrücken-Gersweiler 3  
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